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12. 10. 1976 Verkàuferschulung des Baustoff- 23 
handels 

29.4. 1977 Wareneinkauf — Warenverkauf 18 
23. 5., 6. 6., Arbeitsrecht 27 
20. 6., 4. 7.. 
18.7.1977 
13.9. 1977 Sonderangebote ais Kunden- 23 

magnete und Frequenzbringer 
17. 10. 1977 Werbung der krzeste Weg zum 24 

Verbrau cher 
3. und Lecture et interprétation du bilan 16 
10.11,1977 
14. und Das Niederiassungsrecht und die 36 
21.11.1977 Regiementierung des uniauteren 

Wettbewerbs 
Anmerkung: Das nàchste Seminar zum Thema «Kostensen-
kung im Fuhrpark durch Rationalisierung der Warenausliefe-
rung wird am Montag, den 5. Dezember 1977 in der Handels-
kammer abgehaiten. 
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Seminare der Handelskammer 
Wettbewerbsfahigkeit vorrangig 	Obersicht der bisher behandelten Themen 

Datum 	 Thema 	 Teinehmer- 
zah I 

Wirtschaftljch erleben wir das dritte 	Kredit- und Investitiorisgesellschaft 
Krisenjahr. Ob das Jahr 1978 den und an die Verdoppelung der Ga-
ersehnten Aufschwung bringen rantiegrenze des Office du Ducroire 
wird, bleibt jedoch ungewiL' Die erinnert. Desweiteren hat die Re-
Antwort auf diese Fragel ergibt gierung ktirzlich eine besondere Ar-
sich einerseits aus der konjunk- beitsgruppe geschaffen, um Vor-
turellen Entwicklung lIei unseren schlàge zur Fôrderung unseres Au- 
wichtigsten Handelspartnern, und 	Benhandels auszuarbeiten. 
andrerseits aus der Wettbewerbs- 	Diese begriil3enswerten Initiativen 
fàhigkeit unserer Produkte. 	kônnen jedoch nur dann wirksam 

sein, wenn die luxemburgischen 
* * * Produktionskosten in annehmbaren 

Wàhrend in grôf3eren Landern 
der Binnenmarkt die Wirtschafts-
lage hestimmt, wird die luxembur-
gische Konjunktui-  fast ausschlieB-
Iich durch den Aut3enhandel ge-
pràgt : der Gesamtwert unserer 
Ausfuhren erreicht etwa 75% un-
seres Bruttoinlandproduktes, so 
daB unsere Unternehmen durch-
schnittlich 75% ihrer Auftràge 
vom Ausland erhalten. Mithin hàn-
gen auch drei Viertel der Arbeits-
plàtze von unsern Exporten ab, 
wàhrend dieser Anteil bei groBeren 
Làndern unter 20 und sogar unter 
10% Iiegt. 
Diese Abhàngigkeit von den Aus-
Iandsmàrkten bringt die luxem-
burgischen Unternehmer in einen 
harten Wettbewerb mit ihren aus-
landischen Konkurrenten, die ihnen 
die Verkaufsmàrkte nicht nur im 
Ausland sondern auch im Inland 
streitig machen. 
Die Entwicklung unserer Handels-
bilanz beweist, daB die Wettbe-
werbsfahigkeit unserer Wirtschaft 
seit einigen Jahren in Frage gestelit 
ist: In der Vergangenheit Liber-
stiegen die luxemburgischen Aus-
fuhren regelmaBig die Einfuhren, 
so daB unser Land einen UberschuB 
erwirtschaftete. Dieser Bonus, der 
im Jahr 1974 noch 11,4 Milliarden 
betrug, ist seit drei Jahren in ein 
Defizit der Handelsbilanz umge-
schlagen. 1975 betrug dieses Defizit 
5 Milliarden, 1976 wurde es auf 
8,2 Milliarden geschàtzt, und fur das 
laufende Jahr erwartet man keine 
Besserung. Damit zehrt unser Land 
bereits seit drei Jahren an den an-
gehàuften Reserven - eine Sachia-
ge, die auf die Dauer nicht zu halten 
ist und katastrophale Folgen haben 
wird. 

* * 

1m Rahmen der Dreierkonferenz 
von Regierung, Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber wurde eine Reihe von 
MaBnahmen vereinbart, um unter 
anderem unsere Konkurrenzfahig-
keit w verbessern und das Gleich-
gewicht der Handelsbilanz wieder-
herzustellen. In diesem Zusam-
menhang sei an die Finanzierungs-
môglichkeiten fUr Exportgeschàfte 
im Rahmen der neu geschaffenen 

(irenzeri bleiben. 

Gerade auf diesem Gebiet zeich-
nen sich beàngstigende Entwick-
lungen ab. 
Seit 1973 verteuern sich unsere 1m-
porte zusehends - insbesondere 
unsere Einfuhren von Rohstoffen 
und von Energie - und diese Ent-
wicklung wird kaum durch die Re-
zession verlangsamt. 
Die Lage verschlimmert sich noch, 
weil jene Kostenfaktoren, die auf 
Iuxemburgischer Ebene bestimmt 
werden, ebenfalis beàngstigende 
Hôhen erreichen: 
Die nebenstehende Tabelle beweist, 
daB sowohi die Personaikosten ais 
auch die Sozialbeitràge und die 
Steuern durch eine Reihe von ge-
setzlichen MaBnahmen erhoht wur-
den, wobei sogar in einzelnen 0e-
setzen auch fur die Zukunft schwer-
wieende Erhôhungen eingebaut 
wurden. Insbesondere sieht das 
Gesetz vom 26. Juli 1975 vor, daB 
der gesetzliche Uriaub im Jahr 1978 
um 2 Arbeitstage erweitert wird, 
und das Gesetz vom 23. Dezem-
ber 1976 verfùgt, daB der gesetzli-
che Mindestlohn vom 1. 1. 1978 
an um 4% erhôht wird. 
Diese Gesetze wurden vom Par-
lament verabschiedet in der Hoff-
nung, die wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten seien ausschlieBlich kon-
junkturell bedingt, und die Unter-
nehmen kônnten neue Belastun-
gen probiemios verkraften. Leider 
beweisen die Tatsachen, daB unsere 
Volkswirtschaft sich heute in eirier 
strukturellen Krise befindet, und 
daB jede Erhôhung der Produk-
tionskosten sich direkt auf die Uber-
Iebenschancen der bedrohten Be-
triche auswirkt. 
Bisher hahen diese Betriehe ver- 
sucht, ihre Wettbewerbsfahigkeit 

zu erhalten respektiv wiederherzu-
stellen, indem sic den Produktions-
prozeB rationalisierten, und die 
iiberflùssigen Arbeitskràfte so weit 
wie môglich ohne Entiassungen 
a.bbauten. Die neuen Personaiko-
sten zwingen jedoch gewisse per-
sonalintensive Unternehmen dazu, 
Arbeitskràfte zu entiassen, um 
berhaupt tiberieben zu knnen. 

Insbesondere in der Bekleidungs-
industrie und in verschiedenen 
Bereichen der Lebensmittelindu-
strie, wo die Einfuhren aus BiIlig-
lohniàndern zu einem ungleichen 
Konkurrenzkampf gefiihrt haben, 
zeichnen sich verhàngnisvolle Ent-
wicklungen ab. 
Dabei hat die Handelskammer 
immer wieder auf die Folgen dieser 
Politik hingewiesen. Ais die Regie-
rung zum Beispiei das Gesetz Liber 
die Erhôhung des Mindestlohnes 
zur Diskussion steiite, wies die Han-
delskammer in ihrem Gutachten 
das Argument zuriick, durch die 
Erhôhung des Mindesttohnes werde 
ein gewisser Nachholbedarf im 
Verhàltnis zur aiigemeinen Ent-
wicklung der Lhne und Gehàiter 
wettgemacht (1). 
Nunmehr stehen wir vor der para-
doxaien Lage, daB am 1. 1. 1978 
eine Erhôhung des Mindestlohnes 
eintritt, deren voikswirtschaftiiche 
Rechtfertigung zumindest disku-
tabei ist, und weiche die Arbeits-
piatze der eigentiichen Nutzniel3er 
der Mal3nahme in Frage zu stellen 
droht. 
Die Lage wird noch dadurch ver-
schiimmert, daB vicie Betriebe, 
insbesondere im Einzeihandel, zum 
jetzigen Zeitpunkt jede uibertrie-
bene Erhôhung der Personalkosten 
auf ihre Verkaufspreise abwàlzen 
miissen, was wiederum seinen Nie-
derschlag im Index der Verbrau-
cherpreise findet. 

Die Dreierkont'erenz Regierung-
Gewerkschaften-Patronat hat einen 
Kataiog von MaBnahmen zusam-
mengesteiit, um die Volibeschàfti-
gung und das Wirtschaftswachstum 
zu sichern. Die Wirksamkeit dieser 
Initiativen hangt weitgehend von 
den Produktionskosten und von 

der Wettbewerbsfahigkeit der lu-
xemburgischen Unternehmen ah. 
Auf diesem Gebiet miissen in drei 
Richtungen Anstrengungen unter-
nommen werden: 
* In ihrem Gutachten zum Staats-
haushait (1) beweist die Handeis-
kammer, daB die Steuereinnahmen 
des Staates proportioneil viel 
schneiier steigen ais das Voiksein-
kommen. Diese steigende Tendenz 
die die Unternehmen zu ersticken 
droht, kann nur dadurch gebremst 
werden, daB die Regierung die 
Struktur der offentiichen Ausga-
ben und die aligemeine Finanzpoli-
tik grundiegend iiberdenkt. 
* In den ietzten Jahrzehnten hat 
unser Land ein komplexes Netz 
der sozialen Sicherheit aufgebaut. 
In den nachsten Jahren wird sich 
der Kreis der NutznieBer dieser 
Institutionen infoige der Aiterung 
unserer Bevôlkerung regelmaBig 
erweitern, wàhrend die Steigerung 
der Einnahmen durch die demo-
graphische Entwicklung und die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
gebremst wird. 
Bisher wurde die soziale Sicherheit 
dadurch finanziert, daB die Bei-
tragssàtze erhôht wurden und das 
dennoch stark anwachsende Aus-
gabensaldo durch den Staatshaus-
hait gedeckt wurde. 
In Zukunft werden sich jedoch 
radikaiere Lôsungen sowohi auf 
der Einnahmen- ais auch auf der 
Ausgabenseite aufdràngen. In die-
sem Zusammenhang wird sich auch 
eine Neuorientierung der staat-
lichen Umverteilungspolitik und 
ihre Beschrankung auf selektivere 
MaBnahmen nicht vermeiden las-
sen. 
* Schliel3lich wird die Wettbe-
werbsfàhigkeit unserer Wirtschaft 
auch von der Hohe der Lohne und 
Gehalter bestimmt. Bisher wurden 
aile Lôhne und Gehaiter automa-
tisch an das Preisniveau angepaBt. 

und dariiberhinaus erfolgten re-
geimBig reale Erhôhungen der 
Einkommen. In einer Kriseniage, 
wo die Unternehmer schwere Ver-
luste einstecken, und wo die Wett-
bewerbsfàhigkeit unserer Produkte 
in Frage gestelit ist, wird diese Last 
unertràglich : entweder bieten die 
Unternehmer ihr Waren im Aus-
land an ; dann miissen sic sich an 
das jeweilige Preisniveau anpassen, 
und sic konnen die Lohnsteigerun-
gen nicht durch Preiserhôhungen 
auffangen, so daB sic zu ersticken 
drohen. Oder sic bicten ihre Waren 
auf den Iniandsmàrkten an, wo sic 
uibertriebene Lohnerhôhungen auf 
den Verbraucher abwilzen miissen. 
In diesem Fali steigt der Index der 
Lebenshaltungskosten, die Lohn-
Preis-Spirale wird angeheizt, und 
die gesamte Volkswirtschaft erlei-
det betràchtiichen Schaden. 

Diese kurze Beschreibung und die 
Konjunkturaussichten in unseren 
wichtigsten Absatzgebieten bewei-
sen schon, daB die Aussichten auf 
cine wirtschaftliche Besserung im 
Jahr 1978 wenig zufriedensteliend 
sind: 
Zwar haben die Verantwortiichen 
gewisse MaBnahmen getroffen, 
um unsere Wettbewerbsfàhigkeit 
zu erhaiten, aber gerade diese Wett-
bcwerbsfàhigkeit wird durch die 
Erhôhung der Produktionskosten 
in Frage gestellt. Dabei kann sich 
unsere Wirtschaft nur dann erhoien, 
wenn sic sich durch ihrc giinstige 
Kostenstruktur zufriedenstellende 
Absatzmôgiichkeiten auf den Aus-
landsmàrkten sichert. 
Dieses Ziei kann nur durch eine 
iangfristig gepiante Politik und 
cine konsequent durchgefùhrte 
Zusammenarbeit aller Verantwort-
lichen crreicht werden. 

(1) Documents parlementaires no 2052, 
Sc.ion 1q76 77. 

KOSTENERHtJHUNGEN EntckIung zwischen Erhôhung 
1.1.1975 31.12.1977 am 

Bezahite Urlaubstage 1.1. 1978 

Alter von 18 bis 38 Jahren 20 Tage 22 Tage 24 Tage 
Alterunterl8undiiber38Jahren 22Tage 22Tage 24Tage 

Mindestlohn 12.523 F 16.263 F* 16.914 F 4  

- Indexstand: 281.76 
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rechteckige-, ellipsen-
und kreisfôrmige 
Chefarbeitsplâtze 

mit oder ohne Unter-
sch rânke 

mit wertvoilen Furnieren 

PRÉVOIT 
PRÉSERVE 
PROTÈGE 

TOUTES ASSURANCES 
SIÈGE SOCIAL PARIS 

y 

DÉLÉGATION AU GRAND-DUCHÉ EN SON IMMEUBLE 
à L U X E M B O U R G - 6, BOULEVARD JOSEPH-II 

Tél. 21 333 (lignes groupées) 
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Mindest-
entschàdigungen 
Die neuen Mindestentschàdi-
gungen fCir Lehrlinge im HAN-
DELSSEKTOR (festgeiegt durch 
Ministerial-Reglement vom 12. 
Juli 1976) nach Index 281,76 sind 
wiefolgt: 
a) Fur Verkâufer(in), 
Lagerverwaiter, 
Schaufenstergestalter(in) 

Lehrlinge, die eine 9te Kiasse 
«VENTE» bestanden haben 
(Zeugnis oder Bescheinigung 
unbedingt dem Lehrvertrag bei-
fûgen) erhalten sofort die Ent-
schâdigung vom 2ten Lehrjahr, 
Ja ihre praktische und theoreti-
sche Ausbildung nur 2 Jahre 
betrâgt. 

Ftir Handels- und 
Verwaitungsberufe: 
Lehrlinge, die eine 9te und lOte 
Klasse «Commerciale» bestan-
den haben (Zeugnis oder Be-
scheinigung unbedingt dem 
Lehrvertrag beifûgen) haben ein 
Anrecht auf eine Lehrlingsent-
schâdigung von 10.946 Fr. brutto 
die normalerweise dem theo-
retischen Alter von 17 Jahren 
entspricht. 

Am Ende des Lehrjahres er-
hâlt der Lehriing eine Prâmie, 
die 10% der gesamten Jahres- 

entschàdigung betràgt, unter 
folgenden Bedingungen: 

er mui3 das Schuljahr oder 
die LehrabschluBprùfung mit 
Erfolg bestanden haben. 

er mui3 die Note «genûgend» 
auf seinem Berichtsheft erhal-
ten haben. Das Berichtsheft muB 
vom Lehrherrn oder dessen Be-
auftragten unterzeich net sein. 

seine wiederholten Abwesen-
heiten im Betrieb &irfen wàhrend 

der jâhriïchen Referenzperiode 
keine 30 Tage überschreiten. 

1m Falie einer Verlângerung 
des Lehrvertrages (sel es daB 
der Lehrling die Abschiu6prù-
fung nicht bestanden hat oder 
daB er nicht an derselben teil-
nehmen konnte) erhâit er die 
Entschâdigung des letzten Lehr-
jahres plus zusâtzlich 5 Prozent. 

Anrechnung von 
Schuistunden des Lehriings 
ais Arbeitszeit 
GemaB den Bestimmungen vom 
Artikel 10 des Gesetzes vom 28. 
Oktober 1969 betreffend den 
Jugendarbeitsschutz sind die 
Schulstunden ais Arbeitsstun-
den zu berechnen und geben 
Recht auf den festgelegten Stun-
denlohn. Demzufolge kônnen 
sie auch nicht vom gesetziichen 
Urlaub abgezogen werden. 

Konferenztische 

VOKO 

y14. 

Le mois à la Chambre 
de Commerce 

Au cours du mois d'octobre, la 
Chambre de Commerce a été re-
présentée par ses membres élus 
ou par son secrétariat aux réu-
nions des commissions suivan-
tes: 

A. Au Luxembourg 
- Commission de la loi - cadre 
des classes moyennes (9 réu-
nions) 
- Conseil Supérieur de l'Educa-
tion Nationale 	- 
- Comité de coordination de la 
Conférence Tripartite (2 réu-
nions) 
- Conseil Economique et Social 
- groupe d'études sur l'amé-
nagement du territoire (3 réu-
nions) 
- Conseil Economique et Social 
- groupe de travail sur le revenu 
minimum (6 réunions) 
- Ministère de la Sécurité So- 
ciale - groupe de travail sur le 

LTi 
Chefarbeitsplâtze f r die 
lnteg ration von 
technischen Gerâten 

salaire social minimum (3 réu-
nions) 
- Conseil d'Administration de la 
Société Nationale de Crédit à 
l'Investissement (2 réunions) 
- Commission de l'indice des 
prix à la consommation 
- Ministère des Travaux Publics 
- groupe de travail sur l'indice 
des matériaux de construction 
- Ministère des Affaires étran-
gères - table ronde sur le com-
merce extérieur 
- Ministère des Transports - 
réunion au sujet de problèmes 
posés par la TVA belge 
- Commission conjointe Cham-
bre de Commerce, Chambre des 
Employés privés, Chambre du 
Travail relativement à l'institu-
tion des conseillers à l'appren-
tissage pour le commerce et 
l'industrie 
- Groupe de travail restreint re-
latif à la réforme de l'appren-
tissage industriel 
- Commission paritaire au sujet 
de l'apprentissage des stagi-
aires de i'Ecole Hôtelière 

- Groupe de travail chargé de 
réforme du programme scolaire 
de vendeur/vendeuse 
- Groupe de travail chargé du 
«Berufsbild» de la profession 
d'ajusteur (2 réunions) 
- La Chambre de Commerce a 
participé à 27 séances d'exa-
mens de fin d'apprentissage 
- La Chanbre de Commerce a 
pris part à 5 visites d'entrepri-
ses. 

- L'assemblée plénière des mem-
bres élus de la Chambre de Com-
merce s'est réunie le 7 octobre 
1977 sous la présidence de Mon-
sieur Josy Welter en présence 
de Messieurs Georges Arendt, 
Egide Beissel, Paul Bosseler, 
Gabriel Deibener, Georges Fa-
ber, Ady Jung, Robert Meyer, 
Madame Huguette Muller, Mes-
sieurs René Pitz et Emile Weit-
zel. 
- La Commission autonome du 
Commerce de Détail s'est réunie 
les 4 et 21 octobre sous la pré-
sidence de Monsieur Josy Wel-
ter. Les membres suivants 
étaient présents: MM. A. Beck, 

Jung, J.-Al. Schlechter, E. 
Weitzel. Le secrétariat était re-
présenté par Messieurs H. AhI-
born et C. Giacomelli. 

A l'étranger 
- Comité Economique et Social 
des Communautés Européennes 
- Conférence Permanente des 
Chambres de Commerce de la 
Communauté Européenne' (2 
séances) 
- Association 	Internationale 
pour la Protection de la Propriété 
Industrielle - groupe de travail 
sur la marque communautaire 
- Conseil Consultatif Economi-
que et Social Benelux - groupe 
de travail «suppression des for-
malités aux frontières'. 

c€ LETZEBURGEJR Marmir 
ist die Zeltung aller Angehô-
rigen der Handelskammer. 
Nach MaBgabe des verfug-
baren Raumes werden kurze 
Meidungen uiber Geschàfts-
eroffnungen und Betriebs-
feiern gerne kostenfrei ver-
ôffentiicht. 

Lehrlingsentschâdigungen VOKO 
Chef-Arbeitsplâtze 

Erstes 
Lehrjahr 

Zweites 
Lehrjahr 

Drittes 
Lehrjahr 

Brutto 4.649.— 5.987.— 7.748.- 

Soziallasten: 
- Krankenkasse2% 93.— 120.— 155.- 

(CMEP) 
- Pensionskasse8% 372.— 479.— 620.- 

(CPEP) 

Netto 4.184.— 5.388.- 

Der Lehrvertrag in neuer Form 

V ei dpr SPUERKEESS" ,-,C,.,  
ass dch dee Klengsten',  

grousse Client 

1m Zusammenhang mit der Re-
form der beruflichen Bildung 
hat die Handelskammer be-
schlossen, einen neuen Lehr -
vertrag und ein «Berichtsheft» 
einzufùhren, in dem laufend über 
die Fortschritte des Lehrlings 
berichtet wird. Obschon wir in 
einer spâteren Nummer diese 
Neuheiten im Detail vorstellen, 
môchten wir jetzt schon auf fol-
gende Punkte aufmerksam ma-
chen: 
- Der neue Lehrvertrag, der zu-

sammen mit dem Berichtsheft 
(carnet d'apprentissage) ein-
gefùhrt wird, ist im DIN A 4 
Format gehalten; dadurch 
wird das Ordnen des Vertrages 
sowie seine Eingliederung in 
das DIN A 4 Berichtsheft we-
sentiich vereinfacht. 

- Bel Lehrbeginn hàndigt der 
Arbeitgeber dem Lehrling das 
Berichtsheft aus. 

- Wàhrend der Lehre f hrt der 
Lehrling dieses Berichtsheft 
sorgfàltig, und der Arbeitgeber 
bescheinigt die g°ltige Fh-
rung durch regelmàBige Unter-
zeichnungen. 

- Die Eitern verpflichten sich, 
den Lehriing bei der Erfi.iliung 
der Bedingungen des Lehr- 

vertrages zu unterstûtzen. 
- Die Lehrzeit endet am Monats-

ende nach bestandener Lehr-
abschiuBprLfung. 

- 1m Einverstàndnis mit dem 
Arbeitgeber kann die Handels-
kammer den Vertrag verlàn-
gern, wenn der Lehrling die 
Bedingungen der Versetzung 
in das folgende Schuljahr nicht 
erfLi lit. 

- Bevor er seinen Beruf wàhlt, 
muB der Lehriing sich vom 
Berufsberatungsamt beraten 
lassen. Die Handelskammer 
kann einen Lehrvertrag erst 
dann anerkennen, wenn sie 
eine Bescheinigung erhalten, 
hat, daB der Lehrling das Be-
rufsberatungsamt aufgesucht 
hat (Administration de 'Emploi, 
Service Orientation Profession-
nelle). 

- Der Arbeitgeber muB die va-
kanten Lehrstellen beim Ar-
beitsamt angeben, und er darf 
keinen Lehrling ohne Mitwir-
kung des Arbeitsamtes ein-
stellen. 

- Der Arbeitgeber ist durch den 
Lehrvertrag nicht verpflichtet, 
den Lehrling nach bestandener 
AbschluBpriifung weiter zu 
beschâftigen. 

n 	 0 



VOKO 
Organisationsberatung 

Organisatorisch integrierte Biirobauplanung 
Organisatorische Bauvorplanung 
integrierte Baunutzungsplanung 
Âsthetische Biirobauplanung 
Technische Raumplanung 
Umbauplanungen in Verwaltungsgebàuden 
Registratu r- Organisation 
Sicherheitsberatung 
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Les Directeurs Généraux des Douanes 
à la Chambre de Commerce 
Le 27 octobre 1977, M. le Pré-
sident Emmanuel Tesch et MM. 
les Vice-présidents Carlo CIa-
sen et Josy Welter, accompagnés 
de M. Henri Ahlborn, directeur 
et de M. Roiphe Reding, secré-
taire général de la Chambre de 
Commerce, ont reçu les chefs 
d'administration douanière des 
Etats-membres de la Commu-
nauté économique européenne, 
de la Grèce et de la Turquie. A 
cette occasion, M. Emmanuel 
Tesch a fait l'exposé suivant: 

Monsieur le Président, 
Mesdames, 
Messieurs, 

Mes collègues se joignent à moi 
pour vous souhaiter au nom de 
la Chambre de Commerce du 
Grand-Duché de Luxembourg 
une cordiale bienvenue à la 
Chambre de Commerce. 
La recherche d'un espace éco-
nomique plus grand a été et reste 
une constante de la politique 
économique luxembourgeoise 
en raison du fait que mon pays, 
resté à la dimension d'un comté 
féodal, est obligé d'exporter le 
plus clair de sa production et 
d'importer la presque totalité 
de ses matières premières et 
de ses biens de consommation. 
Au sens la comptabilité natio-
nale, les exportations et les im-
portations représentent 80% 
du produit national brut, contre 
50% en Belgique et moins de 
20% en France. Nul chiffre n'il-
lustre mieux la dépendance de 
mon pays à l'égard du commerce 
extérieur. 
Aussi cette dépendance expli-
que-t-elle que les hommes d'af-
faires luxembourgeois aient de 
tout temps encouragé les pou-
voirs publics dans leurs efforts 
d'élargir le territoire douanier 
pour assurer ainsi une libre cir-
culation des marchandises. Il 
s'ensuit que le Luxembourg a 
acquis au fil de l'histoire une 
grande expérience des unions 
douanières. 
A peine trois ans après son ac-
cession à l'indépendance poli-
tique, le Luxembourg devint en 
1842 membre de l'Union Doua-
nière Allemande. A la suite de la 

dislocation de cette union au 
lendemain de la première guerre 
mondiale, le Luxembourg s'est 
associé à la Belgique par la con-
clusion, en 1921, de 'Union 
Economique Belgo-Luxembour-
geoise. Si nous restons ferme-
ment attachés à l'Union Econo-
mique Belgo-Luxembourgeoise 
comme le prouve le renouvelle-
ment solennel de ce traité à 
l'Occasion de son cinquantième 
anniversaire en 1972, nous, les 
hommes d'affaires, avons tou-
jours trouvé les frontières du 
territoire UEBL trop étroites. 
Aussi de grands industriels lu-
xembourgeois, comme Emile 
Mayrisch qui dirigeait le secteur 
sidérurgique auquel j'appartiens, 
n'ont cessé d'oeuvrer dans 
l'entre-deux-guerres pour le 
décloisonnement douanier en 
Europe. Mais c'est seulement 
après la deuxième guerre mon-
diale que le Luxembourg a pu 
entamer l'oeuvre du démantèle-
ment des barrières en fondant 
avec la Belgique et les Pays-Bas 
en 1944 le BENELUX, plus tard 
avec ces mêmes deux pays, la 
France, l'Italie et l'Allemagne 
Fédérale, la CECA en 1952 et 
avec les mêmes partenaires en 
1958 la Communauté Economi-
que Européenne. 

Mesdames, 
Messieurs, 

Vous comprendrez que cette 
longue expérience des unions 
douanières fait que la Chambre 
de Commerce du Grand-Duché 
de Luxembourg accueille en 
vous, qui êtes en charge de la 
gestion de l'union douanière 
de la Communauté et des pays 
associés, des amis de longue 
date. Aussi m'en voudrais-je de 
ne pas saisir cette occasion pour 
vous remercier de la fructueuse 
coopération qui n'a cessé de 
caractériser les relations entre 
vos administrations et les Cham-
bres de Commerce, et cela à un 
triple niveau: 
- au niveau mondial à travers la 
Chàmbre de Commerce Interna-
tionale, 
- au niveau communautaire à 
travers la Conférence Permanen- 

te des Chambres de Commerce 
et d'industrie, 
- au niveau national avec la 
Chambre dont j'ai l'honneur d'as-
sumer la présidence. 
Dois-je rappeler qu'au niveau 
mondial, la Chambre de Com-
merce Internationale collabore 
avec vos administrations au sein 
d'institutions tel le GATT et dans 
un domaine plus tangible pour 
nos ressortissants, par le truche-
ment d'un vaste réseau de ga-
ranties que les Chambres ont 
constitué dans le cadre du systè-
meATA. 
Au niveau des Communautés 
Européennes, les représentants 
des Chambres de Commerce 
européennes ont le privilège 
de participer aux travaux dirigés 
par Monsieur le Directeur Pin-
gel et ses collaborateurs que 
je voudrais saluer plus particu-
lièrement ici en les remerciant 
de leur dévouement. 
L'excel lente col laboration avec 
vos services, Monsieur Pingel, 
me paraît devoir continuer en-
core pour un certain temps. En 
effet, malgré les efforts déployés 
et le développement spectacu lai-
re des échanges intra-commu-
nautaires depuis la signature, il 
y a vingt ans, du traité instituant 
la Communauté Economique 
Européenne, la suppression des 
droits de douane le lerjuillet  1977 
à l'intérieur de la Communauté 
ne s'est accompagnée - et je 
cite la commission - «d'aucune 
modification sensible des forma-
lités douanières à accomplir». 
J'y ajouterais que, sous l'influ-
ence d'une conjoncture mon-
diaie déprimée, de l'inflation 
et du chômage, les tendances 
protectionnistes seront fortes 
dans le commerce international 
et qu'aussi à l'intérieur de la 
Communauté Economique Euro-
péenne, l'on observe des prati-
ques très subtiles visant le même 
objectif. 
Il me semble dès lors clair que 
vos administrations et nos Cham-
bres devront unir leurs efforts 
pour contrecarrer toutes les ma-
noeuvres faussant les conditions 
de concurrence et provoquant 
inévitablement des réactions de 
sauvegarde et, au-delà de cet 
objectif, pour réaliser de nou-
veaux progrès en matière de ré-
duction des droits de douane, 
notamment par la correction de 
leurs inégalités et la suppression 
des barrières non-tarifaires. 
A l'intérieur, vos administrations 
et nos Chambres devront oeuvrer 
pour adapter l'union douanière 
sur les plans technique et juri-
dique, à savoir 
sur le plan technique: 
- adapter la nomenclature du 
tarif douanier, 
- donner plus de rapidité et de 
souplesse à l'application des 
mesures diverses de modulation 
des échanges, 
- faire avancer le programme de 
simplification; sur le plan juri-
dique: 
- orienter le règlement davan-
tage au but de la suppression des 
formalités ou du moins de leur 
harmonisation (il subsiste trop de 
documents différents et trop de 
variétés dans les formalités et les 
garanties), 
- oeuvrer pour un système ré-
glementaire unique et une quali-
fication unique des infractions, 
- élaborer sans retard un code 
douanier européen. 

Mesdames, 
Messieurs, 
Je conviens que cette enceinte 
ne constitue pas le lieu pour dis-
cuter de tous ces problèmes. Si 
je les ai évoqués, c'était pour 
démontrer que nous devons tous 
continuer à entretenir d'excel-
lentes relations, pour parfaire 
l'union douanière et pour juguler 
les velléités protectionnistes. 
Qu'il me soit permis, pour con-
clure, de remercier encore vi-
vement Monsieur le Directeur 
Marson et ses collaborateurs 
de leur dévouement pour la cau-
se de la libre circulation des mar-
chandises et de lui assurer qu'à 
l'avenir également, les services 
de la Chambre de Commerce 
sont à la disposition de l'admi- 

2. Mittel- und Iangfristige 
Darlehen 
Diese Darlehen werden Produk-
tions- und Dienstleistungsbetrie-
ben fCir Investitionen sowohi 
baulicher ais auch beweglicher 
Art gewàhrt. Ausqenommen sind 

nistration douanière luxembour-
geoise. 

Mesdames, 
Messieurs, 

Il me reste à vous remercier de 
votre patience, à vous souhaiter 
un bon séjour dans notre pays et 
des assises fructueuses cet 
après-midi. Je suis convaincu 
que vos travaux n'aboutiront 
pas seulement à compléter 
l'éventail de vos instruments, 
mais, également, à définir les 
orientations qui donneront un 
nouvel élan à l'unification. Soyez 
certains qu'un petit pays pour 
lequel un marché plus vaste 
est une nécessité vitale vous en 
sera reconnaissant. 

Grundstùckskàufe, sowie die An-
schaffung von Personenkraft-
wagen und die Finanzierung 
von Vorrâten an Rohmaterialien 
und Fertigprodukten. Falis keine 
besondere ministerielle Geneh-
minung vorliegt, mssen die 
Darlehen sich auf mindestens 5 
Millionen Franken, bei einem 
Hchstbetrag von 100 Millionen 
Franken, belaufen. 

3. Exportkredite fur den 
Aul3enhandel 
Die Exportkredite richten sich an 
lndustrieunternehmen, sowie an 
Handwerks- und Dienstleistungs-
betriebe. Sie dienen der Finan-
zierung von Exportgeschàften im 
Werte von mindestens 1 Million 
Franken und miteinem Zahlungs-
ziel von wenigstens 6 Monaten. 
in der nàchsten Ausgabe dieses 
Blattes werden die Ausfùhrungs-
bestimmungen zur Nationalen 
Kredit- und lnvestitionsgesell-
schaft und die sich daraus erge-
benden Vorteile fr die bei der 
Handelskammer eingetragenen 
Unternehmen nâher erlâutert. 
Bereits jetzt stehen die zustândi-
gen Abteilungen der Handels-
kammer (Commerce extérieur, 
service d'assistance technique) 
den Interessenten f r weitere 
Einzelheiten zur Verfûgung. Des-
weiteren wird die «Mutualité 
de Cautionnement et d'Aide aux 
Commerçants»» den Klein- und 
Mittelbetrieben bei der Zusam-
menstellung ihrer Unterlagen 
und der Formulierung ihrer An-
tràqe behilflich sein. 

VEREI NIGTE 
KETFENFABRI KEN 

GmbH 

Draht- und Stanzteile 
Zweifal 1er StraBe 180-184 

D-5190 STOLBERG 

«Wir suchen Cooperationspartner in 
EisenwarengroBhandel 
Zum Vertrieb von Ketten aller Art auf eigene 
Rechnung in Luxemburg 
mit eventueller Ubernahme unserer Vertretung.» 

Nationale Kredit- und 
Investitiongesellschaft 
Ab 1. Januar 1978 wird diese 
neue Institution, die durch Gesetz 
vom 2. August 1977 geschaffen 
wurde, ihre Tàtigkeit aufnehmen. 
Zweck der Nationalen Kredit-
und lnvestitionsgesellschaft 
(SNCI) ist die Gewàhrung folgen-
der Finanzhilfen an Produktions-
und Dienstleistungsbetriebe: 

1. Ausristungskredite (crédits 
d'équipement) 
Es handelt sich hierbei um die 
bereits bestehenden zinsgùnsti-
gen Kredite, die bislang den In-
dustrieunternehmen, sowie den 
Betrieben des Handwerks, der 
Hotelbranche und der Binnen-
schiffahrt gewàhrt wurden. Diese 
Kredite werden ab 1. Januar 1978 
auf sâmtliche Unternehmen des 
GroB- und Einzelhandels ausge-
dehnt. 
Fr Industriebetriebe gilt die 
Bedingung, daB die ausgewiese-
nen Eigenmittel (Kapital und 
Rùcklagen) den Betrag von 200 
Millionen Franken nicht tbersteï-
gen. 
Zustàndig fOr die Einreichung 
der Antràge von Betrieben des 
Handles, der Hotelbranche und 
der Binnenschiffahrt ist die «Mu-
tualité de Cautionnement et 
d'aide aux Commerçants» bei der 
Handelskammer. 

. 	 I 



Tableau de l'économie luxembourgeoise 
Mois 1976 1977 

Indice général de la production Janvier-Septembre 99,7 100,0 
industrieile(1970 = 100) Septembre 110,3 102,5 

Indice de la production industrielle Janvier-Septembre 120,5 124,8 
sans la sidérurgie (1 970 = 100) Septembre 127,1 130,0 

Indice de la Sidérurgie (production Janvier-Septembre 83,1 85,6 
et première transformation de métaux) Septembre 98,9 83,7 
1970 = 100 

Wagons chargés sur le réseau CFL Octobre 17,4 17,9 
(en milliers) 

Impôts su r les traitements et salaires Octobre 61 9,5 724,5 
(millions francs) 

Taxe sur la valeur ajoutée Octobre 396,0 436,7 
(millions francs) 

Dépôts bancaires sous la forme de Septembre 33,4 39,2 
livrets d'épargne (milliards francs) 

indice des prix à la consommation Octobre 269,14 283,80 
(base 100 = 1948) 
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Ôff nungszelten und 
Sonntagsverkâufe im 
Einzelhandel 

Erhôhte Aul3enstànde durch zahlungsschwierige 
Kunden bereiten auch Ihnen Sorgen! 

Die MUTUALITE DE CAUTIONNEMENT ET D'AIDE 
AUX COMMERCANTS 

Nach den Informationen, die der 
Handelskammer vorliegen, gibt 
es oft Schwierigkeiten wegen 
der Offnungszeiten der Einzel-
handelsbetriebe, und diese 
Probleme fLihren sogar hàufig 
zu Gerichtsklagen. 
Aus diesem Grund erscheint 
es wichtig, die bestehende Ge-
setzgebung kurz zusammenzu-
fassen, und auf gewisse Neue-
rungen hinzuweisen: 
Unsere Gesetzgebung unter -
scheidet drei Gruppen von Han-
delsbetrieben. 
- Die erste Gruppe umfal3t 
Gaststâtten, Apotheken, Markt-
verkàufer und Bahnhofsbuch-
handiungen. 
FLir diese Betriebe bestehen be-
sondere Bestimmungen, auf 
die hier nicht nâher eingegan-
gen werden sou. 
- Die zweite Gruppe begreift 
die Benzintanksteuuen. 
Diese unteruiegen ebenfauus einer 
spezieluen Regelung, die u. a. ei-
nen wchentuichen Schlie-
l3ungstag vorschreibt. 
—Aile sonstigen Einzelhandeis-
betriebe bilden die dritte Gruppe. 
Die bFFNUNGSZEITEN dieser 
Geschàfte sind durch folgende 
Bestimmungen festgeuegt: 
Werktags durfen die Geschâfte 
in der Sommersaison (1. Apriu - 1. 
Oktober) bis 20 Uhr und in der 
Wintersaison (1. Oktober - 1. 
April) bis 19 Uhr geôffnet sein. 
Samstags und am Vorabend 
der gesetzlichen Feiertage ist 
die Schliel3ungsstunde wàhrend 
des ganzen Jahres auf 20 Uhr 
festgesetzt. 
Sonntags und an gesetzuichen 
Feiertagen mûssen die Ge-
schâfte ab 13 Uhr geschlossen 
sein. 
Diese Beschrânkung giut nicht 
f(r Zeitungsstànde, Konditoreien, 
Tabak- und Andenkengeschàfte, 
sowie verschiedene Standver-
kàufer (Frûchte, Blumen, Eis, 
Getrànkestànde), die an Sonn-
und Feiertagen erst um 20 Uhr 
schliel3en mûssen. 
Aul3erdem kann der Wirtschafts-
minister uàngere Offnungszeiten 
nach Befragen der Handeus-
kammer genehmigen, falis be-
sondere wirtschaftliche Griinde 
vorliegen («raisons économi-
ques majeures»). 
Die Geschâftsueute, die diese 

ffnungszeiten nicht einhauten, 
kônnen zu einer Geldbusse von 
250.— bis 2.500.— Franken oder 
zu einer Gefàngnisstrafe von 
hôchstens 7 Tagen verurteilt 
werden. 
Grundsàtzlich hat also jeder Ge-
schàftsmann das Recht, werktags 
von morgens an bis zu der je-
weiligen offizieuuen Schuief3ungs-
stunde, sowie sonntags bis 13 
Uhr seine Waren zum Verkauf 
anzubieten. Bei Betrieben, die 
Personal beschàftigen, stelit 

sich aulerdings die Frage, ob die 
iffnungszeiten mit dem Soziau-
recht, und insbesondere mit den 
gesetzuichen und vertraglichen 
Bestimmungen des Arbeitsver-
hàltnisses im Einkuag stehen. 
un diesem Zusammenhang 
wird die NORMALE ARBEIT-
ZEIT durch fougende Grundre-
geun bestimmt. 
- Prinzipielu darf die Arbeitszeit 
acht Stunden pro Tag und vierzig 
Stunden pro Woche nicht ber-
schreiten. 
- Wenn die wôchentliche Ar-
beitszeit auf weniger aus fiinf 
Tage verteilt ist, so darf der An-
gesteuute bis zu 9 Stunden pro 
Tag arbeiten. 
- n besonderen FàIIen kann 
der Arbeitsminister bis zu 10 
Arbeitsstunden pro Tag erlau-
ben, unter der Bedingung, daB 
die normale Arbeitszeit uber 
einen Zeitraum von 2 Wochen (in 
einzelnen Bereichen 4 Wochen, 
oder sogar 1 Jahr) nicht iiber-
schritten wird. 
Wenn die tâguiche oder wôchent-
liche Arbeitszeit über diese Nor-
men hinausgeht, so sind die Be-
stimmungen betreffend OBER-
STUNDEN anzuwenden: 
- Prinzipieul muB eine Geneh-
migung fCir Ûberstunden im vor-
aus beim Arbeitsministerium be-
antragt werden, auBer wenn eine 
nachweisbare Dringlichkeit be-
steht. 
- Fails die Ùberstunden amt-
uich genehmigt werden, so darf, 
auBer 1m Dringlichkeitsfall, die 
tâgliche Arbeitszeit 10 Stunden 
nicht tiberschreiten. 
- Der Stundenlohn wird fOr 
Uberstunden, die werktags ge-
leistet werden, um wenigstens 
50% erhôht. Sonntâgliche Ar-
beitsstunden werden mit einem 
Zuschlag von 70% bezahut, und 
im EaU eines gesetzlichen Feier-
tags betràgt dieser Zuschuag 
sogar 100%. AuBerdem mûssen 
die an Sonn- oder Feiertagen 
gelisteten Arbeitsstunden durch 
eine entsprechende Zahl von 
freien Stunden in der vorherge-
henden oder in der folgenden 
Woche kompensiert werden, 
ansonsten haben die Angesteil-
ten ein Anrecht auf eine weitere 
Erhôhung ihres Stundenlohnes 
um 50%. Bei dieser Regelung 
wird der Stundenlohn ermittelt, 
indem man den Monatslohn 
durch 173 teilt. 
- Diese gesetzuichen Regelun-
gen bestimmen die minimalen 
Rechte der Angesteliten. In vie-
en Fâllen sehen Kollektivver-
tràge oder einzelne Arbeitsver-
trâge gnstigere Kiausein vor. 
Jede SONNTAGSARBEIT von 
Privatbeamten ist grundsàtzlich 
verboten. Der Arbeitsminister 
kann jedoch die Sonntagsarbeit 
erlauben, wenn durch Betriebs-
notwendigkeiten gegebene au- 

Bergewôhnliche Umstànde dies 
erfordern («des circonstances 
exceptionnelles en raison des 
nécessités de service»). 
In diesem Zusammenhang war es, 
bezûglich der Abhaltung von 
verkaufsoffenen Sonntagen, in 
letzer Zeit immer wieder zu 
Schwierigkeiten zwischen dem 
Arbeitsministerium und der Pri-
vatbeamtengewerkschaft einer-
seits, und der Geschàftswelt an-
dererseits gekommen. Diese 
Schwierigkeiten scheinen nun-
mehr bereinigt, nachdem, 1m 
AnschluB an eine vom Mittel-
stands- und vom Arbeitsmini-
sterium gemeinsam bestellte 
Aussprache, folgende Verein-
barung zwischen der Privatbeam-
tengewerkschaft und den einzel-
nen lokalen Geschàftsvereinen 
getroffen wurde: 
- Die 	Angestellten 	erhaiten 
einen Lohnzuschlag von 100%, 
wenn die Sonntagsarbeit in der 
vorhergehenden oder in der fol-
genden Woche durch freie Stun-
den ausgeglichen wird. Anson-
sten hat der Angestelite ein An-
recht auf einen Zuschiag von 
150% (Sonntagsarbeit + Ober -
stu nden). 
- Angestelite, die sonntags nicht 
arbeiten wolien, kônnen nicht 
hierzu gezwungen werden, und 
ihr Verhalten kann nicht ais Ar- 

beitsverweigerung 	angesehen 
werden. 

- Die Arbeitgeber unterrichten 
ihre Angesteulten Ober diese Ver-
einbarung, und fragen die Beam-
tendelegation um ihre Mei-
nung, wenn sie einen verkaufs-
freien Sonntag beantragen. 
- Wie bisher mssen die ver-
kaufsfreien Sonntage vom Mit-
teistandsminister genehmigt 
werden. Die Erlaubnis f"r die 
Beschàftigung des Personals 
unteruiegt der Zustândigkeit des 
Arbeitsmi n isters. 
Die Sondervereinbarung ist nicht 
zeitlich befristet, und bleibt auch 
f"r die kommenden Jahre an-
wendbar. 
Das leidige Problem der ver-
kaufsfreien Sonntage dûrfte da-
mit zur Zufriedenheit ailer Be-
troffenen gelôst sein. 
Nach Unterzeichnung der Ûber-
einkunft durch die verschiedenen 
Lokalvereine sind bisher foigen-
de verkaufsfreie Sonntage of-
fizieli genehmigt worden. 
Verkaufsfreie Sonntage: 
* Luxemburg: 
27. November und 18. Dezember 
* Wiltz: 27. November 
* Esch/Aizette: 
4. Dezember und 18. Dezember 
* Ddelingen: 
4. Dezember und 18. Dezember  

* Ettelbrùck: 
27. November und 18. Dezember 
* Clerf: 
4. Dezember und 18. Dezember 
* Differdingen: 11. Dezember 
* Monnerich: 18. Dezember 
* Schifflingen: 
4. Dezember und 18. Dezember 
* Petingen: 18. Dezember 
Die Handelskammer begrùBt 
selbstverstàndlich diese Verein-
barung, die sowohl den Interes-
sen der Geschâftsleute und ihres 
Personals, ais auch den der 
Konsumenten 1m allgemeinen 
gerecht wird. 
FOr weitere Einzelheiten über 
die Ôffnungszeiten im Einzel-
handei und die Regelung der 
Sonntagsverkâufe steht die Aus-
kunftsabteiiung der Handels-
kammer jederzeit gerne zur Ver-
f gung. 

Quellenangabe 
- Texte coordonné du 12 novembre 1971 
comprenant les lois portant règlement lé-
gal du louage de service des employés pri-
vés. 
- Arrêté grand-ducal du 29 mai 1952 con-
cernant l'heure de fermeture des maga-
sins de détail. 
- Arrêtés ministériels du 27 septembre 
et du 18 novembre 1977 sur les ouver-
tures dominicales. 
- Loi du 21 février 1976 ayant pour objet 
d'instaurer un jour de fermeture hebdo-
madaire dans les stations de vente de 
carburant et lubrifiant pour véhicules au-
tomoteurs. 

die im Rahmen der Handelskammer tâtige Kreditsgarantie- 
und Hilfsgenossenschaft des luxemburger Handels 
cibernimmt fuir Mitglieder zu Mindestgebûhren die 
EINTREIBUNG IHRER UBERFALLIGEN FORDERUNGEN. 

Beitrittsbedingungen und Honorartarif sind erhàltlich bei der 

Mutualité de Cautionnement et d'Aide aux Commerçants 
Boîte postale 1503 - Luxembourg - Tél.: 43 58 53 
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